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Im Zweifel für die Freiheit des Kindes 
 

Freie Menschen bestimmen selbst über ihr Leben. Sie treffen Entscheidungen auch über 
ihren 

Körper selbst und ohne Bevormundung. Sie tun dies, weil sie vernunftbegabt und 
einsichtsfähig sind. Das gilt sogar dann, wenn ein Mensch sich aus der Sicht Anderer zu 
seinem eigenen Nachteil entscheidet, gar seinen Körper verletzt. 

Kinder passen nicht in dieses Bild, können solche Entscheidungen nicht treffen. Sie kennen 
nicht die Risiken von Eingriffen an ihrem Körper und können ihren Willen noch nicht 
artikulieren. Deshalb müssen ihre Eltern solche Entscheidungen für sie und zu ihrem Wohl 
treffen. 

Grundsätzlich ist jede Substanzverletzung eine Beeinträchtigung der körperlichen 
Unversehrtheit und erfüllt damit den Tatbestand der Körperverletzung. Ihre Rechtmäßigkeit 
bedarf also einer Rechtfertigung. Unstrittig kommt dabei die Notwendigkeit einer 
medizinischen Behandlung in Betracht. 

Die FDP Bremen erkennt die Religionsfreiheit und das elterliche Sorge- und Erziehungsrecht 
des Grundgesetzes an. Diese Grundrechte müssen jedoch der Abwägung mit anderen, 
ebenso wichtigen Verfassungsgütern standhalten. Grund und Grenze des elterlichen Sorge- 
und Erziehungsrechtes ist das Wohl des Kindes. 

Die Beschneidung von Jungen spielt im Islam und im Judentum eine zentrale Rolle. 
Beschneidung in Deutschland muss daher auch künftig möglich sein. Die FDP Bremen 
unterstützt daher den Gesetzentwurf der Bundesregierung, der sich für eine 
rechtssystematische Einordnung in das Personensorgerecht des Bürgerlichen Gesetzbuches 
ausspricht. Damit wird klargestellt, dass eine Beschneidung des nicht einsichts- und 
urteilsfähigen Jungen im Rahmen des elterlichen Sorgerechts unter Voraussetzungen 
möglich ist. Dem Gesundheitsschutz des Kindes wird durch die Bindung an die Regeln der 
ärztlichen Kunst, die davon umfasste effektive Schmerzbehandlung und das Erfordernis 
umfassender Aufklärung Rechnung getragen. Die Regelung zwingt die Gerichte nicht zu 
einer Erforschung religiös motivierter Beschneidung. 

Voraussetzungen, unter denen die Eltern in eine Beschneidung ihres Sohnes einwilligen 
können, sind danach: 

Erstens: 

Die Beschneidung muss fachgerecht und deshalb möglichst schonend und mit einer 
möglichst effektiven Schmerzbehandlung durchgeführt werden. 

Zweitens: 

Die Beschneidung darf nur nach einer vorherigen umfassenden Aufklärung erfolgen. 

Drittens: 

Eltern müssen den Kindeswillen bei dieser Frage entsprechend mit einbeziehen. 

Viertens: 

Eine Ausnahmeregelung greift, wenn im Einzelfall das Kindeswohl gefährdet wird, z.B. bei 
gesundheitlichen Risiken. 


